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Das Ausstellen von 
Gefälligkeitsrech-
nungen kann straf-
bar sein 
 

Das Bundesgericht hat mit 

seinem Entscheid vom Mai 

2012 die Strafbarkeit von 

Falschbeurkundungen, im 

konkreten Fall von un-

richtigen Gefälligkeitsrech-

nungen ausgeweitet. 

Vorliegend hatten diverse 

Handwerker auf Wunsch 

von X falsche Rechnungen 

für Lieferungen von Bau- 

bzw. Handwerksarbeiten 

auf die Y-AG ausgestellt, 

die in Wahrheit zugunsten 

des Einfamilienhauses von 

X erfolgten. Die Y-AG er-

fasste die in Rechnung ge-

stellten Erträge als er-

folgswirksame Aufwände, 

obwohl sie die Privatlie-

genschaft des X betrafen. 

Die Handwerker machten 

sich damit der Urkunden-

fälschung schuldig. 

Urkunden im Rechtsver-

kehr kommt als Beweis-

mittel ein erhöhtes Ver-

trauen entgegen. Neben 

der Urkundenfälschung 
im engeren Sinn, dem 

Herstellen einer unechten 

Urkunde, bei dem der 

wirkliche Aussteller mit 

dem aus der Urkunde er-

sichtlichen Aussteller nicht 

identisch ist, betrifft die 

Falschbeurkundung die 
Errichtung einer echten, 

aber inhaltlich unwah-
ren Urkunde. Hier stim-
men der wirkliche und der 

in der Urkunde enthaltene 

Inhalt nicht überein. Eine 

Falschbeurkundung erfor-

dert eine qualifizierte 

schriftliche Lüge. Eine sol-

che wird dann angenom-

men, wenn dem Schrift-

stück eine erhöhte Glaub-

würdigkeit zukommt und 

der Adressat ihm dadurch 

ein besonderes Vertrauen 

entgegenbringt. 

Rechnungen sind in der 

Regel keine Urkunden. Ei-

ne erhöhte Glaubwürdig-

keit und damit eine Ur-

kundenqualität kann sich 

ausnahmsweise aus dem 

konkreten Verwendungs-

zweck ergeben. Die Recht-

sprechung bejaht dies, 

wenn Rechnungen im Zoll-

verkehr als Beleg für die 

Richtigkeit der Angaben in 

der Zollanmeldung ver-

wendet werden. Eine Ur-

kunde liegt zudem vor, 

wenn dem Aussteller eine 

garantenähnliche Stellung 

zukommt bzw. wenn die-

ser in einem besonderen 

Vertrauensverhältnis zum 

Empfänger steht. Dies 

wurde etwa bezüglich ei-

nes Arztes gegenüber der 

Krankenkasse angenom-

men. 

Eine Rechnung wird auch 

dann zur Urkunde, wenn 

sie als Buchhaltungsbeleg 

Eingang in die kaufmänni-

sche Buchhaltung findet. 

Bis anhin wurde der 

Ersteller einer Rechnung 

mit unrichtigem Inhalt 

nicht wegen Falschbe-

urkundung bestraft, son-

dern nur wegen Gehilfen-

schaft. Weiss der Rech-

nungssteller nun aber, 

dass die unwahre Rech-

nung als Beleg für eine 

Jahresrechnung verwendet 

wird, macht er sich der 

Urkundenfälschung schul-

dig. Ob es sich auch um 

eine Gehilfenschaft zum 

Steuerbetrug handeln 

könnte, hat das Bundesge-

richt nicht beurteilt. (Quel-

le: BGE 6B_571/2011 vom 

24.5.12) ���� 

 
 

 
 

 

Anrechnung von 
Pikettdienst als 
Arbeitszeit 
 
Die Anrechnung des Pi-

kettdienstes als Arbeitszeit 

hängt davon ab, ob dieser 

innerhalb oder ausserhalb 

eines Betriebes geleistet 

wird. Muss der Arbeitneh-

mer im Betrieb bleiben 

oder innerhalb einer sehr 

kurzen Frist nach dem An-

ruf einsatzbereit sein, so-

dass er deshalb das Un-

ternehmen kaum verlas-

sen kann, wird er nicht 

von seiner Freizeit profitie-

ren.  

Rufbereitschaft ist in die-

sen Fällen, wenn auch mit 

einer gegenüber dem 

Oktober 2012 ���� 



Grundlohn reduzierten 

Entschädigung, vergü-

tungspflichtig. Kann der 

Mitarbeiter dagegen den 

Pikettdienst von zu Hause 

aus leisten und sowohl So-

zialkontakte pflegen als 

auch Freizeitbeschäftigun-

gen nachgehen, zählen 

nur die effektiven Ar-
beitseinsätze als Arbeits-
zeit. (Quelle: BGE 

4A_523/2010 und BGE 

4A_2009/ 2010) ���� 
 

 

 
 

 

Vergütungen an 
Mitglieder einer 
Kollektivgesell-
schaft  
 

Das Bundesgericht hat 

entschieden, dass Mitglie-

dern einer Kollektivgesell-

schaft nur Lohn zusteht, 

wenn dies besonders ver-

einbart wurde. Sonst gilt 

die Leistung des Mitglieds 

als Einlage, die durch den 

Anspruch auf Ge-
winnbeteiligung abge-

golten ist.  

Erhält der Gesellschafter 

Zahlungen, ist es aber oft 

schwierig zu wissen, ob es 

sich um ein Honorar oder 

eine Gewinnausschüttung 

handelt. Ein Indiz bildet 

die Höhe der Zahlungen 

im Verhältnis zum Ge-

schäftsgang der Kollektiv-

gesellschaft. (Quelle: BGE 

4A_173 vom 28.6.12) ���� 

 

 

 

 

Steueramt kann 
geschäftsmässig 
nicht begründete 
Rückstellungen 
ablehnen 
 

Rückstellungen werden für 

im Geschäftsjahr beste-

hende Verpflichtungen in 

noch nicht bestimmbarer 

Höhe, für Verlustrisiken 

auf Aktiven des Umlauf-

vermögens und für andere 

unmittelbar drohende Ver-

lustrisiken im Geschäfts-

jahr steuerlich anerkannt. 

Ferner können in be-

stimmten Grenzen Rückla-

gen für künftige For-

schungs- und Entwick-

lungsaufträge an Dritte 

zulasten der Erfolgsrech-

nung zurückgestellt wer-

den 

Unzulässig hingegen sind 

Rückstellungen für künf-
tige Risiken oder Inve-
stitionen. Rückstellungen 
können von der Steuerbe-

hörde für jede Periode neu 

auf ihre Geschäftsmässig-

keit überprüft werden. Sie 

müssen einen sachlichen 

Zusammenhang mit dem 

Geschäftsbetrieb aufwei-

sen. 

In einem entsprechenden 

Fall hat das Verwaltungs-

gericht Basel-Stadt letztes 

Jahr die Geschäftsmässig-

keit von Rücklagen für die 

Neuausrichtung einer Ge-

sellschaft und ihres Ge-

schäftsführers abgelehnt. 

 (Quelle: Verwaltungsge-

richt Basel-Stadt, 31. März 

2011) 

 

 

 

Die Vermietung von 
Parkplätzen ist 
mehrwertsteuer-
pflichtig 
 

Mehrwertsteuerpflichtige 

Unternehmen vermieten 

oft Parkplätze an Mitarbei-

ter oder an Drittpersonen. 

Dabei wird angenommen, 

dass diese Vermietung wie 

die von Wohn- und Ge-

schäftsräumen von der 

Mehrwertsteuer ausge-

nommen sei, was aber 

nicht korrekt ist. 

Gemäss dem Mehr-

wertsteuergesetz ist die 

Vermietung von nicht im 

Gemeingebrauch stehen-

den Plätzen für das Abstel-

len von Fahrzeugen mehr-

wertsteuerpflichtig. ���� 

 

 

Während der 
Arbeitszeit aufge-
wendete Zeit für 
eine Ausbildung ist 
zurückzuzahlen 
 

Absolviert der Mitarbeiten-

de eine Ausbildung, wel-

che nicht für seine aktuelle 

Anstellung nötig ist, kann 

er mit dem Arbeitgeber 

vereinbaren, während der 

Ausbildungstage unbe-
zahlten Urlaub zu bezie-
hen oder die Abwesen-
heiten ohne Lohnein-
busse zu kompensieren. 

Es kann auch vereinbart 

werden, dass die Abwe-

senheiten weder kompen-

siert noch vom Lohn abge-

zogen werden. Der Arbeit-

geber darf jedoch in die-

sem Fall seine Leistung an 

eine gestaffelte Rückzah-
lungsverpflichtung in 

Bezug auf den für die Aus-

bildungszeit bezahlten 

Lohn knüpfen, wenn der 

Mitarbeiter das Unterneh-



men vor der vereinbarten 

Zeit verlässt (Quelle: BGE 

4D_13/2011). ���� 

 

 

 
 
 

Übertragung von 
Vermögenswerten 
an Nachkommen zu 
Lebzeiten  
 

Ein Aufenthalt in einem 

Alters- oder Pflegeheim 

kann erhebliche Kosten 

mit sich bringen, wofür 

Rentner selber aufkom-

men müssen. Oftmals be-

steht deshalb der Wunsch, 

Vermögenswerte an die 

Nachkommen zu übertra-

gen, damit die Gemeinden 

zur Deckung der Kosten 

für ein Heim nicht mehr 

darauf zurückgreifen kön-

nen. Dabei ist aber Vor-

sicht geboten: 

Ergänzungsleistungen 
und Vermögensverzicht 

Ein Anspruch auf Ergän-

zungsleistungen besteht, 

wenn Renten und Ein-

kommen die minimalen 

Lebenskosten einer Person 

nicht zu decken vermögen. 

Bei der Beurteilung, ob ein 

Anspruch auf Ergänzungs-

leistungen besteht, wird 

grundsätzlich auf die tat-

sächlich erzielten Einkünf-

te und die tatsächlich vor-

handenen Vermögenswer-

te abgestellt, über welche 

die betroffene Person frei 

verfügen kann. Davon 

wird in einem Punkt abge-

wichen. Das Bundesgesetz 

über Ergänzungsleistungen 

sieht vor, dass auch «Ein-

künfte und Vermö-

genswerte, auf die ver-

zichtet worden ist» als 

der betroffenen Person 

zustehende Einnahmen 

bzw. Vermögenswerte zu 

betrachten sind. 

Einnahmen oder Vermö-

genswerte werden damit 

fiktiv der betroffenen Per-

son zugerechnet, obwohl 

diese rechtsverbindlich 

darauf verzichtet hat. So 

soll vermieden werden, 

dass Gelder der öffentli-

chen Hand beansprucht 

werden, obwohl eigentlich 

genügend eigene Mittel für 

die Bestreitung der anfal-

lenden Kosten vorhanden 

gewesen wären. 

Gemäss Bundesgericht ist 

eine solche Verzichtshand-

lung dann anzunehmen, 

wenn jemand ohne rechtli-

che Verpflichtung und oh-

ne passende Gegenleis-

tung auf Vermögen ver-

zichtet hat oder wenn sie 

einen Anspruch auf be-

stimmte Einkünfte und 

Vermögenswerte hat, da-

von aber nicht Gebrauch 

macht und ihre Rechte 

nicht durchsetzt. Entspre-

chend kann auch eine 

«gemischte Schen-

kung» als Verzichtshand-

lung ausgelegt werden, bei 

welcher der Schenker für 

seine Zuwendung zwar 

eine Gegenleistung erhält, 

diese jedoch klar unter 

dem objektiven Wert der 

Schenkung liegt. 

Ein Vermögensverzicht 

wird bei der Berechnung 

von Ergänzungsleistungen 

unabhängig davon be-

rücksichtigt, wie weit die 

betreffende Verzichts-
handlung zurückliegt. 
Gemildert wird diese Re-

gelung einzig dadurch, 

dass der anzurechnende 

Betrag von Vermögens-

werten, auf die verzichtet 

worden ist, jährlich um 

10’000 Franken vermin-

dert wird. 

Wird Vermögen mittels 

Erbvorbezügen, Schen-

kungen oder Verkäufen 

unter dem Verkehrswert 

an Nachkommen übertra-

gen, kann dies dazu füh-

ren, dass später kein An-

spruch auf Ergänzungsleis-

tungen besteht, obwohl 

die Kosten für ein Alters- 

bzw. ein Pflegeheim von 

den verbleibenden Vermö-

genswerten und Einkünf-

ten nicht bezahlt werden 

können. Damit riskiert 

man, zum Sozialhilfeemp-

fänger zu werden. 

Verwandtenunterstüt-
zungspflicht 

Ist eine Bewohnerin oder 

ein Bewohner eines Alters-  

oder Pflegeheimes auf So-

zialhilfe angewiesen, be-

steht zudem das Risiko, 

dass das Sozialamt ge-

stützt auf die im Zivilge-

setzbuch verankerte Ver-

wandtenunterstützungs-

pflicht für die ausgerichte-

ten Sozialhilfeleistungen in 

angemessenem Umfang 

auf das Einkommen und 

Vermögen der Nachkom-

men Regress nimmt. Ge-

mäss Art. 328 ZGB ist, 

wer in günstigen Verhält-

nissen lebt, verpflichtet, 

Verwandte in auf- und ab-

steigender Linie zu unter-

stützen, die ohne diesen 

Beistand in Not geraten 

würden. ���� 

 



 
 
 
Nichtigkeit einer 
Aufhebungsverein-
barung  
 

Eine Aufhebungsvereinba-

rung, die vom Arbeitgeber 

vorgeschlagen wurde, ist 

nichtig, wenn dem Arbeit-

nehmer keine genügende 

Bedenkzeit eingeräumt 

worden ist und dieser we-

gen Umstrukturierungen 

im Betrieb zudem unter 

starkem Druck stand.  

Im vorliegenden Fall war 

der Arbeitnehmer ausser-

dem gesundheitlich ge-

schwächt, weshalb er ver-

stärkt dem Druck des Ar-

beitgebers ausgesetzt war. 

(Quelle: BGE 

4A_376/2010) 
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